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Text 

§ 7 

Bewilligungspflicht 

(1) Außerhalb vom Ortsbereich, das ist ein baulich und funktional zusammenhängender Teil eines 
Siedlungsgebietes (z.B. Wohnsiedlungen, Industrie- oder Gewerbeparks), bedürfen der Bewilligung 
durch die Behörde: 

 1. die Errichtung und wesentliche Abänderung von allen Bauwerken, die nicht Gebäude sind und 
die auch nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit Gebäuden stehen und von sachlich 
untergeordneter Bedeutung sind; 

 2. die Errichtung, die Erweiterung sowie die Rekultivierung von Materialgewinnungs- oder -
verarbeitungsanlagen jeder Art; 

 3. die Errichtung, Anbringung, Aufstellung, Veränderung und der Betrieb von Werbeanlagen, 
Hinweisen und Ankündigungen ausgenommen der für politische Werbung und ortsübliche, eine 
Fläche von einem Quadratmeter nicht übersteigende Hinweisschilder; 

 4. Abgrabungen oder Anschüttungen, 

 - die nicht im Zuge anderer nach diesem Gesetz bewilligungspflichtiger Vorhaben 
stattfinden, 

 - die sich – außer bei Hohlwegen – auf eine Fläche von zumindest 1.000 m² 
erstrecken und 

 - durch die eine Änderung des bisherigen Niveaus auf einer Fläche von zumindest 
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1.000 m² um mindestens einen Meter erfolgt; 

 5. die Errichtung, die Erweiterung sowie der Betrieb von Sportanlagen wie insbesondere solche für 
Zwecke des Motocross-, Autocross- und Trialsports, von Modellflugplätzen und von 
Wassersportanlagen, die keiner Bewilligung nach dem Wasserrechtsgesetz 1959, 
BGBl.Nr. 215/1959 in der Fassung BGBl. I Nr. 14/2011, oder dem Schifffahrtsgesetz, BGBl. I 
Nr. 62/1997 in der Fassung BGBl. I Nr. 111/2010, bedürfen, sowie die Errichtung und 
Erweiterung von Golfplätzen, Schipisten und Beschneiungsanlagen; 

 6. die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen für die Behandlung von Abfällen sowie von 
Lagerplätzen aller Art, ausgenommen 

 - in der ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft übliche Lagerungen sowie 

 - kurzfristige, die Dauer von einer Woche nicht überschreitende, Lagerungen; 

 7. die Entwässerung oder Anschüttung von periodisch wechselfeuchten Standorten mit im Regelfall 
jährlich durchgehend mehr als einem Monat offener Wasserfläche von mehr als 100 m²; 

 8. die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen zum Abstellen von Kraftfahrzeugen auf einer 
Fläche von mehr als 500 m

2
 im Grünland. 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu versagen, wenn 

 1. das Landschaftsbild, 

 2. der Erholungswert der Landschaft oder 

 3. die ökologische Funktionstüchtigkeit im betroffenen Lebensraum 

erheblich beeinträchtigt wird und diese Beeinträchtigung nicht durch Vorschreibung von Vorkehrungen 
weitgehend ausgeschlossen werden kann. Bei der Vorschreibung von Vorkehrungen ist auf die 
Erfordernisse einer zeitgemäßen Land- und Forstwirtschaft sowie einer leistungsfähigen Wirtschaft 
soweit wie möglich Bedacht zu nehmen. 

(3) Eine erhebliche Beeinträchtigung der ökologischen Funktionstüchtigkeit des betroffenen 
Lebensraumes liegt insbesondere vor, wenn 

 1. eine maßgebliche Störung des Kleinklimas, der Bodenbildung, der Oberflächenformen oder des 
Wasserhaushaltes erfolgt, 

 2. der Bestand und die Entwicklungsfähigkeit an für den betroffenen Lebensraum 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten, insbesondere an seltenen, gefährdeten oder 
geschützten Tier- oder Pflanzenarten, maßgeblich beeinträchtigt oder vernichtet wird, 

 3. der Lebensraum heimischer Tier- oder Pflanzenarten in seinem Bestand oder seiner 
Entwicklungsfähigkeit maßgeblich beeinträchtigt oder vernichtet wird oder 

 4. eine maßgebliche Störung für das Beziehungs- und Wirkungsgefüge der heimischen Tier- oder 
Pflanzenwelt untereinander oder zu ihrer Umwelt zu erwarten ist. 

(4) Mögliche Vorkehrungen im Sinne des Abs. 2 sind: 

- die Bedingung oder Befristung der Bewilligung, 

- der Erlag einer Sicherheitsleistung, 

- die Erfüllung von Auflagen, wie beispielsweise die Anpassung von Böschungsneigungen, die 
Bepflanzung mit bestimmten standortgerechten Bäumen oder Sträuchern, die Schaffung von 
Fischaufstiegshilfen, Grünbrücken oder Tierdurchlässen sowie 

- Kompensationsmaßnahmen (Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen). 

(5) Von der Bewilligungspflicht gemäß Abs. 1 sind Maßnahmen, die im Zuge folgender Vorhaben 
stattfinden, ausgenommen: 

 1. Forststraßen und forstliche Bringungsanlagen; 

 2. Bringungsanlagen gemäß § 4 des Güter- und Seilwege-Landesgesetzes 1973, LGBl. 6620; 

 3. wasserrechtlich bewilligungspflichtige unterirdische bauliche Anlagen (z.B. Rohrleitungen, 
Schächte) für die Wasserver- und -entsorgung; 

 4. Straßen, auf die § 9 Abs. 1 des NÖ Straßengesetzes 1999, LGBl. 8500, anzuwenden ist; 

 5. Maßnahmen zur Instandhaltung und zur Wahrung des Schutzes öffentlicher Interessen bei 
wasserrechtlich bewilligten Hochwasserschutzanlagen. 
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